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EINLEITUNG

Der Verband für Schiffbau und Meerestechnik e.V. (VSM) ist der einzige deutsche Branchenverband, der die Interessen aller schiffbaulichen und meerestechnischen Teilsektoren der maritimen Wirtschaft gegenüber Politik, Behörden, Presse und Öffentlichkeit vertritt. Der VSM besteht seit 122 Jahren und wird derzeit von 110 Mitgliedern aus allen Bereichen maritimer Produktion und Dienstleistung getragen. Die im VSM zusammen-geschlossenen Unternehmen umfassen Werften, Zulieferer von Ausrüstung, Klassifikationsgesellschaften, Ingenieurbüros und Forschungsinstitute und erwirtschafteten im Jahr 2006 mit rund 30.000 Mitarbeitern ein Umsatzvolumen von ca. 7 Mrd. €.
Der VSM begrüßt die Initiative der Europäischen Kommission zur Entwicklung einer integrierten Meerespolitik, die auf eine prosperierende maritime Wirtschaft und die nachhaltige Realisierung der Marktpotenziale abzielt.

Ausgehend von der Lissabon-Strategie sollte die Stärkung der maritimen Wettbewerbs-fähigkeit und Beschäftigung prioritäre Zielsetzung der EU-Meerespolitik sein, wobei die marine Umwelt und Ressourcen in angemessener Weise geschützt werden müssen. Die zwischen diesen beiden Säulen auftretenden Zielkonflikte können nur mit einem ganzheitlichen Politikansatz auf der Grundlage technischer Exzellenz und einer sicheren Datenbasis gelöst werden. Innovation und Kompetenz sind dabei eine notwendige Voraussetzung, um die Herausforderungen zu bewältigen, die sich aus der Vielzahl der maritimen Akteure und konkurrierenden Nutzungen ergeben.
Deutschland kann als Flaggenstaat, als Hafen- und Küstenstaat sowie als führende Schiffbaunation in Europa eine leitende Funktion bei der Integration maritimer Interessen innerhalb der EU übernehmen. Deutschland stellt rund ein Sechstel der Arbeitsplätze im Schiffbau und generiert ein Viertel der europäischen Schiffbauumsätze.
In den folgenden Abschnitten nimmt der VSM zu solchen Passagen des Grünbuchs Stellung, die besondere wirtschaftliche und technische Bedeutung für Schiffbau und Meerestechnik haben und bringt diese in den Konsultationsprozess ein.

Inhaltlich basieren die VSM-Beiträge auf der Initiative „LeaderSHIP 2015“, die ein zwischen Schiffbauindustrie und Europäischer Kommission abgestimmtes Maßnahmenpaket darstellt, mit dem die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Schiffbau- und Schiffsreparaturindustrie durch Kompetenz, Innovation und Unternehmergeist gestärkt werden soll. In Übereinstimmung mit dem zwei Säulen-Modell der EU-Meerespolitik enthält auch diese Initiative Handlungsempfehlungen, die auf die ökologische Nachhaltigkeit von Seetransport und Schiffbau abzielen. Die Implementierung dieser Maßnahmen sollte mit der EU-Meerespolitik abgestimmt und verzahnt werden und kann als Vorbild für die Umsetzungsprozesse des Grünbuchs dienen.
In Deutschland wird seit 2006 die nationale Implementierung mit der „Zukunftsstrategie LeaderSHIP Deutschland“ gemeinsam mit der Bundesregierung, den Küstenländern und dem Sozialpartner vorangetrieben. Praktische Erfahrungen dieses Prozesses sind in unsere Stellungnahme eingeflossen.
Der VSM steht jederzeit für weitere Beiträge und Informationen zur Verfügung. Ansprechpartner hierfür ist:

Herr Dr. Ralf S. Marquardt

Verband für Schiffbau und Meerestechnik e.V.

Steinhöft 11, D-20459 Hamburg

Tel. (+4940) 280152-34, marquardt@vsm.de
Hamburg, den 18. April 2007
2.
LeaderSHIP 2015 - Beschäftigung durch nachhaltige Stärkung
der Wettbewerbsfähigkeit der maritimen Industrie sichern
Der VSM legt Wert auf die Feststellung, dass Werften sowie die schiffs- und meerestechnischen Zulieferindustrie in Deutschland und für Europa Wirt-schaftszweige von strategischer maritimer Bedeutung sind, die durch die Entwicklung und Bau innovativer Wasserfahrzeuge und ihrer Komponenten die Voraussetzung für einen nachhaltigen Seetransport schaffen. Darüber hinaus beruht die Leistungssteigerung bei zahlreichen anderen maritimen Aktivitäten auf innovativen Produkten und Prozessen dieses Industrie-zweiges. Wettbewerbsfähige Werften sowie Zulieferer von Ausrüstung und Dienstleistungen sind vielfach entscheidend für die Wahrung der europäischen Führungsrolle bei der nachhaltigen Entwicklung der Meere.
Mit dem Konzept „LeaderSHIP 2015“ wird parallel zur Entwicklung einer EU-Meerespolitik der industriepolitische Ansatz der Kommission umgesetzt, horizontale Maßnahmen zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Schiffbauindustrie durch ein ganzes Spektrum sektorbezogener Maßnahmen zu gewährleisten. Hierbei können und sollten die zentralen Forderungen der gemeinsam von Kommission und Industrie getragenen Initiative Eingang in die integrative Meerespolitik finden. Folgende Elemente der europäischen und nationalen LeaderSHIP-Strategie besitzen übergreifende Bedeutung für die europäische Meerespolitik:
· MEERE NACHHALTIG NUTZEN – Schiffssicherheit und Meeresumweltschutz technisch verbessern
· INNOVATIONEN STÄRKEN – Mehr Investitionen der europäischen Schiffbauindustrie in Forschung, Entwicklung und Innovation

· KLIMASCHUTZ UND ENERGIEVERSORGUNG GEWÄHRLEISTEN – Seeverkehr und Gewinnung von Ressourcen aus dem Meer nachhaltig gestalten
· KOMPETENZ ERHALTEN – Sicherung des Zugangs zu qualifizierten Arbeitskräften
· KOOPERATIONEN INTENSIVIEREN – Aufbau einer zukunftsfähigen Branchenstruktur
· FINANZIELLE RAHMENBEDINGUNGEN VERBESSERN – Entwicklung neuartiger Finanzierungs- und Bürgschaftskonzepte
· RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN BRANCHENGERECHT GESTALTEN – Hohe Standards beim Schutz des geistigen Eigentums und der Sicherheit durchsetzen
· KÜSTEN SICHERN – Ein europäischer Zugang für den Marineschiffbau
· DATENBASIS VERVOLLSTÄNDIGEN – Instrumente bereitstellen für den Umgang mit den Ozeanen
· MEERESPOLITIK INTERNATIONAL GESTALTEN – Schaffung weltweit gleicher Wettbewerbsbedingungen in Schiffbau und Meerestechnik
In den folgenden Abschnitten werden die Eckpunkte einer wettbewerbs- und beschäftigungs-wirksamen Vorwärtsstrategie näher erläutert und zu den Kapiteln und Fragestellungen des Grünbuchs in Beziehung gesetzt.
3.
MEERE NACHHALTIG NUTZEN – Schiffssicherheit und Meeres-umweltschutz technisch verbessern
Bei der Gestaltung der „Umweltsäule“ der EU-Meerespolitik ist eine angemessene Balance zwischen konkurrierenden Nutzungen und einem hinreichenden Schutz der Meeresumwelt zu erreichen, um so eine nachhaltige Nutzung der Meere zu ermöglichen. Der vorgesehene integrative Politikansatz bietet das Potenzial, die Berücksichtigung des Schutzes der Meeresumwelt in allen einschlägigen Politikbereichen zu gewährleisten, ohne eine effiziente wirtschaftliche Nutzung der Meere zu behindern oder die Schiffsicherheit einzuschränken. Der Schlüssel zum Erfolg liegt dabei jedoch in einem industriepolitischen Ansatz mit klaren Prioritätensetzungen.

Wir unterstützen den Ansatz, den Umweltschutz durch technische Maßnahmen so weit zu verbessern, dass die Notwendigkeit von Nutzungseinschränkungen minimiert wird. Diese Position möchten wir mit dem Werbeslogan einer Mitgliedswerft zur innovativen Tankerentwicklung illustrieren: „Am sichersten ist es, gar kein Öl zu transportieren. Die zweitsicherste Methode ist der Doppelhüllentanker.“ In diesem Sinne kann die Technologie-führerschaft der europäischen maritimen Industrie genutzt werden, um mit einem regulatorischen Ansatz „best practices“ durchzusetzen und so eine nachhaltige und effiziente Nutzung der Seeverkehrswege zu ermöglichen.

Die Betonung des technischen Umweltschutzes kann Ökonomie und Ökologie versöhnen und dazu beitragen, gefahrlos konkurrierende Nutzungen zu realisieren und Zielkonflikte zwischen Meeresumweltschutz und Schiffssicherheit, also den prioritären Schutz von Passagieren, Seeleuten und Ladung, aufzulösen. Verbesserte Schiffsführungs- und Verkehrsleitsysteme, ein Bereich in dem deutsche und europäische Entwickler und Hersteller technologische Spitzenstellungen einnehmen, ermöglichen, parallele Nutzungen, wie Schifffahrt, Fischerei und die Gewinnung regenerativer und fossiler Energie offshore in eng begrenzten Seegebieten ohne Sicherheitseinbußen zu ermöglichen.

Beim Betrieb von Schiffen und Offshore-Strukturen muss dem Umstand Rechnung getragen werden, dass der überwiegende Anteil von Havarien auf menschliches Versagen zurückzuführen ist. Daher darf trotz fortschrittlicher technischer Lösungen, insbesondere die maritime Ausbildung in den Bereichen Nautik und Schiffsbetriebstechnik nicht vernachlässigt werden (vgl. Kap. 6 dieses Positionspapiers bzw. 2.5 des Grünbuchs).
Die zweite große Ursachengruppe für Seeunfälle liegt in einer unzureichenden Inspektion und Instandhaltung. In diesem Zusammenhang sei auf die hohe Kompetenz der Reparatur- und Umbauwerften sowie der Komponentenhersteller und Klassifikationsgesellschaften in Europa hingewiesen. Diese Unternehmensgruppen können entscheidende Beiträge für die Zustandsüberwachung (survey / inspection) sowie gezielte und effiziente Wartung und Nachrüstung von Schiffen und Komponenten leisten (planned / agreed maintenance). Zur besseren Inanspruchnahme dieser Leistungen sollten effizientere rechtliche Rahmenbedingungen und wirtschaftliche Anreizsysteme erwogen werden.
Schließlich kann die Schiff(neu)bauindustrie zielführende Beiträge für die Verbesserung von Schiffssicherheit und Meeresumweltschutz leisten. Aber auch beim Neubau gilt, dass diese Innovationen nur dann in marktfähige Produkte und Prozesse überführt werden können, wenn der Stand der Technik durch Reeder und andere Nutzer maritimer Produkte tatsächlich abgefordert wird. Dies kann durch technische Vorschriftenentwicklung im Rahmen des internationalen maritimen Völkerrechts (vgl. Kap. 8 und 12 dieses Positionspapiers bzw. 2.7 und 5.3 des Grünbuchs) oder öffentlich finanzierte incentives erreicht werden.

Ohne diese Rahmenbedingung würden die Unternehmen in Innovationen investieren, mit denen kein Markterfolg zu erzielen ist. Umweltschutz muss sich im internationalen Wettbewerb betriebswirtschaftlich rechnen. Die moderne Risikoanalyse sollte hierbei gezielt zur Gestaltung der notwendigen Anreizsysteme sowie für die risikobasierte Produkt- und Vorschriftenentwicklung eingesetzt und die entsprechende Grundlagen- und Industrie-forschung besonders gefördert werden.
4.
INNOVATIONEN STÄRKEN – Mehr Investitionen des europäi-schen Schiffbaus in Forschung, Entwicklung und Innovation (FEI)
Das Produktportfolio europäischer Werften umfasst praktisch alle Schiffstypen. Der überwiegende Anteil schiffbaulicher Innovationen weltweit ist in Europa entwickelt und erstmalig umgesetzt worden. Der europäische Schiffbau ist eine Hochtechnologiebranche, die komplexe und hochwertige Schiffstypen, wie z. B. Fahrgastschiffe, RoRo-Schiffe, Flüssiggas- und Chemikalientanker, Marinefahrzeuge, Spezialschiffe, und Offshore-Strukturen produziert. Dies ist in Deutschland nicht anders, wobei sich die Ablieferungen insbesondere auf Kreuzfahrt- und Fährschiffe, Yachten, Marinefahrzeuge, Spezialschiffe und komplexe Containerschiffe konzentrieren.

Hierbei handelt es sich ausnahmslos um Schiffstypen, die hohe FEI-Aufwendungen im Umfang von etwa 10 % des Umsatzes erfordern, die in einem kontinuierlichen Prozess der Entwicklung von Einzelprodukten und Kleinserien erbracht werden. Es ist eine Besonderheit der Schiffbauindustrie, dass ein Großteil ihrer Produkte sich zugleich als Forschungsprojekt, Prototyp und praktisch genutztes Transportmittel zu behaupten hat.
Für die spezifische schiffbauliche Innovationstätigkeit, die Einzelprodukte und Typschiffe entwickelt, die sich direkt im Markt bewähren müssen, ist eine Intensivierung und enge Verzahnung von Grundlagenforschung, Entwicklung und schneller Umsetzung in innovative Produkte entscheidend. Die gemeinschaftlichen Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung eröffnen der Industrie die Möglichkeit, die großen technischen und wirtschaftlichen Risiken eingehen zu können, die die internationale Technologieführerschaft erforderlich sind.

Durch die sektorübergreifende Formulierung einer maritimen Forschungsstrategie im Rahmen der Technologieplattform WATERBORNE wird die notwendige kritische Masse erreicht, um langfristige Konzepte für Umweltschutz, Sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit entwickeln zu können. Durch Beteiligung der maßgeblichen maritimen Akteure wird eine Optimierung der schiffbaulichen und meerestechnischen Produkte auf der Grundlage einer Lebensdauerbetrachtung möglich, die vom Bau, über den Betrieb bis hin zum Recycling reicht. Im Bereich der Prozessentwicklung erlaubt dieses maritime Forschungsnetzwerk eine Optimierung der Schiffbauproduktion entlang der gesamten Wertschöpfungskette.
Die industrielle Forschungsstrategie muss durch wissenschaftliche Meeresforschung ergänzt werden, um grundlegende Erkenntnisse über die Meere selbst und deren Schutz als Lebens- und Wirtschaftsraum zu erlangen. Hierbei ist eine angemessene Balance zwischen Grund-lagenforschung, angewandter industrieller Forschung und experimenteller Entwicklung zu gewährleisten. Der Begriff „marine related research“ sollte umfassend ausgelegt und nicht allein als naturwissenschaftliche „Meeresforschung“ interpretiert werden.
Entscheidend für die Umsetzung von Forschungsergebnissen in marktfähige Produkte und Dienstleistungen, die Wettbewerbsfähigkeit, Einkommen und Beschäftigung generieren, ist die Fortsetzung von FuE durch Innovation. Der seit 2004 gültige „Rechtsrahmen für Beihilfen an den Schiffbau“ ermöglicht erstmals die schiffbauliche Innovationsförderung. Damit steht ein branchengerechtes Förderinstrument zur Verfügung, mit dessen Hilfe die deutschen Werften ihre Innovationstätigkeit im Rahmen von öffentlich geförderten Vorhaben innerhalb von zwei Jahren vervielfachen konnten.

Mittlerweile haben die europäischen Schiffbaunationen den Wert dieses Instruments für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit erkannt. Nach Deutschland, Spanien und Frankreich haben Italien und die Niederlande entsprechende Förderprogramme notifiziert. Der bis 2008 befristete sektorspezifische Schiffbaurahmen sollte rechtzeitig verlängert werden, um die Fähigkeit des europäischen Schiffbaus zu erhalten, technisch anspruchsvolle Lösungen erfolgreich vermarkten zu können. Trifft die Politik keine geeigneten Maßnahmen zur Förderung von FEI-Investitionen, droht die EU-Schiffbauindustrie in eine Abwärtsspirale von Kompetenzverlust und Arbeitsplatzabbau zu geraten.

5.
KLIMASCHUTZ UND ENERGIEVERSORGUNG GEWÄHRLEISTEN – Seeverkehr und Ressourcen aus dem Meer nachhaltig gestalten
Der VSM unterstützt ausdrücklich die Forderung nach einer führenden Rolle Europas bei den weltweiten Bemühungen zur Bekämpfung des Klimawandels und bekräftigt, dass die technische Exzellenz der schiffbaulichen und meerestechnischen Industrie hierzu entscheidende Beiträge leisten kann. Die Werften und ihre Zulieferer können durch technische Innovationen im Schiffsdesign, bei den Komponenten und mit fortschrittlichen Konzepten für den Schiffsbetrieb die Emissionen des Seeverkehrs deutlich vermindern. Gleichwohl trägt eine gezielte Förderung von ressourcenschonender Forschung, Entwicklung und Innovation dazu bei, die maritimen Emissionsanteile weiter zu senken.
In diesem Zusammenhang möchten wir deutlich unser Missfallen an der entsprechenden Darstellung auf Seite 16 des Grünbuchs zum Ausdruck bringen, die auf der Basis absoluter, nicht mit der Transportleistung korrelierter Emissionsdaten einen fachlich unangemessen Vergleich verschiedener Transportmodi vornimmt. Dieser suggeriert, dass die Schifffahrt eine Hauptquelle der Luftverschmutzung wäre, obwohl die Study of Greenhouse Gas Emission from Ships der International Maritime Organization (IMO) nachweist, dass die Schifffahrt nur zu einem kleinen Teil zur klimarelevanten Luftverschmutzung beiträgt. Wir möchten daher empfehlen, die Problematik im Rahmen der Grünbuch-Empfehlung Daten für vielfältige Tätigkeiten aufzugreifen und die zukünftige EU-Klimapolitik auf gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse und eine ganzheitliche Betrachtung abzustützen.
Bei der Umsetzung von Klimaschutzzielen in der maritimen Wirtschaft ist zu beachten, dass der Verkehrsträger Schiff den anderen Transportmodi (LkW, Bahn und Flugzeug) hinsichtlich der Umweltfreundlichkeit überlegen ist. Berechtigte Forderungen zur Minimierung der maritimen CO2-Emissionen dürfen nicht eine Effizienzminderung des Seeverkehrs bewirken, die die angestrebte Transportverlagerung auf die Wasserstraße in ihr Gegenteil verkehrt. Außerdem ist durch einen ganzheitlichen, schiffstechnischen Ansatz sicherzustellen, dass die Schiffsicherheit nicht beeinträchtigt wird. Schiffe benötigen eine ausreichende Antriebsleistung, um sicheres Stoppverhalten und Manövrierfähigkeit zu zeigen. Der Schlüssel für den maritimen Klimaschutz liegt in einer weiteren Verbesserung der Energieeffizienz und der Qualität der verwendeten Treibstoffe verbunden mit einer nachhaltig gestalteten, intensiveren Nutzung der europäischen Meere für den Kurzstreckenseeverkehr.
Hinsichtlich der Energiegewinnung aus dem Meer, möchten wir darauf hinweisen, dass der Schiffbau und die nicht-schiffbauliche Meerestechnik den konsequenten Ausbau der Offshore-Windenergienutzung ausdrücklich befürworten und hierzu wichtige technische Beiträge leisten werden. Allerdings kommt der Weiterentwicklung der wirtschaftlich und energetisch bedeutenden Offshore- und Unterwassertechnik für die Öl- und Gasgewinnung und –transport ebenfalls eine hohe Priorität in der EU-Energiepolitik zu. Technologische Leuchtturmprojekte dieses Innovationsfeldes sind die plattformfreie Unterwasserproduktion sowie der sichere Transport von Öl und Gas durch Schiffe als Alternative zur Pipeline.
6.
KOMPETENZ ERHALTEN – Sicherung des Zugangs
zu qualifizierten Arbeitskräften
Die wissensbasierte Entwicklungs- und Produktionsweise der europäischen Schiffbauindustrie erfordert einen verlässlichen Zugang zu qualifizierten Mitarbeitern. Leider behandelt das Grünbuch Meerespolitik das Thema Ausbildung bislang ausschließlich am Beispiel von nautischen und schiffsbetriebstechnischen Berufen sowie der Fischerei. Daher werden hier beispielhaft einige Informationen über die Ausbildungssituation in der deutschen Schiffbauindustrie zur Verfügung gestellt, die als Anstoß für eine angemessene Darstellung schiffs- und meerestechnischen Ausbildungs-erfordernisse und -initiativen im Grünbuch dienen sollten.
Allgemein gilt, dass die Innovationsfähigkeit von Werften und maritimen Zulieferunternehmen nur durch eine intensive Aus- und Weiterbildung von gewerblichem Facharbeiternachwuchs und die verlässliche Deckung des Ingenieurbedarfs erhalten werden kann. Die hohe Innovationstätigkeit in Schiffbau und Meerestechnik hat den Ingenieurbedarf kontinuierlich steigen lassen. Der Ingenieuranteil an der Gesamtbelegschaft der deutschen Werften hat sich in den letzten 20 Jahren fast vervierfacht. Aktuelle VSM-Prognosen belegen einen weiterhin steigenden Ingenieurbedarf des Schiffbaus.

Rund ein Viertel der auf deutschen Werften tätigen Ingenieure sind nach aktuellen VSM-Erhebungen 55 Jahre oder älter und damit in den nächsten 10 Jahren zu ersetzen. Beim Nachwuchsbedarf ist hinsichtlich der Abschlüsse eine Bedarfsverlagerung von der praxisnahen Ausbildung an Fachhochschulen (Universities of Applied Sciences, Dipl.-Ing. (FH) bzw. B. Eng.) hin zur wissenschaftlichen, methodenorientierten Ausbildung an Technischen Universitäten zu verzeichnen (Dipl.-Ing. (TU) bzw. M. Sc.).
Unabhängig vom derzeitigen konjunkturellen Ingenieurbedarf aller Fachrichtungen stehen für den Zeitraum bis 2010 der hohen Nachfrage an Jungingenieuren stagnierende Absolventen-zahlen gegenüber. Der Nachwuchsbedarf der Branche übersteigt in der zentralen Fachrichtung Schiffbau und Meerestechnik das Angebot an Absolventen nahezu um den Faktor 2. Sparmaßnahmen an den Hochschulen und vakante Planstellen verschärfen die Situation in der schiffstechnischen Hochschulausbildung weiter, so dass die schiffbaulichen Studiengänge unter niedrigen Erfolgsquoten und langen Studienzeiten leiden.

Angesichts der nationalen Zuständigkeit für die allgemeine und berufliche Bildung könnte die Kommission ergänzend gemeinsame Initiativen von Unternehmen und Institutionen fördern, deren Ziel die Entwicklung der Fachkompetenz ist. Um schiffbauliche Hochschulstandorte, und maritime Studieninhalte erhalten sowie die Effizienz der Ausbildung verbessern zu können, sollten Hochschulkooperationen über Ländergrenzen hinweg ermöglicht werden. Da von den Unternehmen Ingenieurarbeitsplätze zunehmend international ausgeschrieben werden, können Maßnahmen zur Erhöhung der Mobilität von Akademikern zu einem verbesserten Zugang zu Fachkräften beitragen.
Daneben sollten gezielte Aktionen initiiert werden, um mehr junge Menschen für einen beruflichen Werdegang in der Schiffbauindustrie zu gewinnen. Schulung von Führungskräften, Förderung des Austauschs von Schiffbaufachleuten, Förderung der beruflichen Weiterbildung und Entwicklung einer Kommunikationspolitik mit regelmäßigen EU-weiten Informationskampagnen könnten helfen, qualifizierte Fachkräfte aller Art für eine Tätigkeit im Schiffbau zu interessieren.

7.
KOOPERATIONEN INTENSIVIEREN – Aufbau einer
zukunftsfähigen Branchenstruktur
Der Markt für technisch anspruchsvolle Schiffe ist gekennzeichnet durch eine große Zahl spezialisierter Zulieferer und Unterauftragnehmer. Komplexe Schiffstypen und die in ihnen verwirklichten Innovationen werden bis zu 80 % ihres Wertes in Zusammenarbeit der Werft mit einer Vielzahl parallel arbeitender Zulieferer und Dienstleister entwickelt und gefertigt.
In die Überlegungen zur künftigen Struktur der europäischen Schiffbau-industrie müssen wegen ihrer engen Verflechtung alle Tätigkeitsbereiche einbezogen werden: Bau von Handels- und Marineschiffen, Wartung, Reparatur und Umbau von Schiffen und die Produktion von wichtigen Schiffs- und Offshoreausrüstungen. Um außen-, sicherheits- und wirtschaftspolitisch handlungsfähig zu sein muss sich die EU auf technische und unternehmerische Kernfähigkeiten im Handels- und Marineschiffbau abstützen können. Auch eigene Wartungs- und Reparaturkapazitäten sind aus Gründen der Schiffssicherheit und des Meeresumweltschutzes sowie der topografischen Situation Europas notwendig.
Das Spektrum der Unternehmensgrößen in der europäischen maritimen Industrie reicht von multinationalen Konzernen mit Großwerften, über eine mittelständische Schiffbau- und Offshorezulieferindustrie bis hin zu tausenden hoch spezialisierten Kleinunternehmen. Auch wenn die Unternehmensgröße wirtschaftliche Vorteile bieten kann, muss anerkannt werden, dass die Vielfalt und Flexibilität der maritimen KMU eine Grundlage für die technologische Stärke der europäischen maritimen Wirtschaft darstellt. Nachteile bei den Skaleneffekten können durch fortschrittliche Kooperationsformen nicht gesellschaftsrechtlich verbundener Unternehmen und Vernetzung auf höchstem technischem Niveau ausgeglichen werden.
Der Fragmentierung der Branche wird durch zunehmende horizontale Kooperation im Rahmen von Unternehmensgruppen (in Deutschland z.B. ThyssenKrupp Marine Systems, Aker Yards Germany sowie der Meyer-, Lürssen- und Hegemann-Gruppe) erfolgreich entgegengewirkt. Die Konzentrationstendenzen gehen vielfach über die nationale Ebene hinaus. Eine weitergehende gesamteuropäische Konsolidierung in einem Schiffbaukonzern erfordert – so sie gewollt ist – eine strukturelle Harmonisierung hinsichtlich einer privatwirtschaftlichen Unternehmenskultur Orientierung in allen EU-Ländern.

Parallel müssen die technischen und juristischen Möglichkeiten für eine vertikale Kooperation entlang der maritimen Wertschöpfungsketten verbessert werden. Hierbei wird im Verhältnis zwischen Werften und Zulieferern zukünftig statt einer traditionellen Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehung eine Projektpartnerschaft angestrebt, in der bei innovativen Produktentwicklungen gemeinsam Chancen wahrgenommen und Risiken getragen werden. Auf der Basis geeigneter Werkzeuge und Standards für die verteilte Produktion (concurrent engineering and production) können auch technische Synergien zwischen Schiffbau, Meerestechnik und anderen maritimen Sektoren genutzt werden.
Eine wichtige Grundlage bildet hierfür die Harmonisierung und Vereinfachung von gesetzlichen technischen Anforderungen und des zugehörigen Systems der Prüfung und Zertifizierung. Durch Qualitätssicherung, Ausweitung und Effizienzsteigerung bei Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von Produktzulassungen (Mutual Recognition Agreements) kann das exzellente europäische Netzwerk für Schiffbau und Meerestechnik noch leistungsfähiger gemacht werden.

Schließlich können durch ganzheitliche Stärkung des maritimen Clusters Image und Attraktivität aller meeresbezogenen Branchen und Berufe verbessert werden.
8.
RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN BRANCHENGERECHT GESTALTEN – Hohe Standards beim Schutz des geistigen Eigentums und der Sicherheit international durchsetzen
Der VSM stimmt den grundsätzlichen Zielsetzungen zu, die in Kapitel 2.7 des Grünbuches zur Weiterentwicklung des Rechtsrahmens aufgestellt werden. Die maritime Wirtschaft benötigt ein stabiles rechtliches Umfeld, das sektorübergreifend auf Möglichkeiten zur Vereinfachung und Entbürokratisierung bietet.

Wie in Abschnitt 4 bereits dargestellt ist die Technologieführerschaft im Segment werthaltiger und know-how-intensiver Schiffstypen und Offshore-Produkte entscheidend für die Marktposition im globalen Wettbewerb. Die europäischen Werften und die schiffs- und meerestechnischen Zulieferer stehen in einem sich verschärfenden internationalen Wettbewerb, in dem sie nur mit innovativen Produkten, optimierten Subsystemen und hoch entwickelten Planungs-, Konstruktions- und Fertigungsmethoden bestehen können.
Im komplexen technischen und wirtschaftlichen Umfeld der internationalen Schiffbau- und Offshoretechnik müssen technologische Vorsprünge gegenüber den zahllosen Möglichkeiten des ungewollten Know-how-Abflusses zu Mitbewerbern gesichert werden. Die vielfältigen und nicht immer transparenten Interaktionen zwischen Auftraggebern, Werften, Zulieferern und Klassifikationsgesellschaften erfordern einen wirksamen Schutz der geistigen Eigentumsrechte.
Hierbei müssen nicht nur die bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere im Rahmen der WTO, für einen branchengerechten Know-how-Schutz durch Patente, Gebrauchsmuster, eingetragene Marken und weitere Instrumente verbessert, sondern Verstöße international konsequent verfolgt werden. Zudem sind die branchenspezifischen Mechanismen dahingehend zu verändern, dass der Informationsfluss sensibler Daten, z.B. innerhalb der Prozesse zur sicherheitstechnischen Überprüfung und Zertifizierung, auf das notwendige Minimum beschränkt wird.
Flankierend ist durch Förderung fortschrittlicher Produktentwicklungsverfahren dafür Sorge zu tragen, dass die Innovationsgeschwindigkeit in der heimischen maritimen Industrie so hoch gehalten wird, dass ein Kopieren europäischer Hochtechnologie in andere Schiffbau- und Offshore-Regionen wirtschaftlich unattraktiv wird.
Hinsichtlich technischer Vorschriften sollten die Sicherheitsanforderungen im Seeverkehr EU- und weltweit anspruchsvoller gestaltet werden, wobei insbesondere Maßnahmen in drei Bereichen vorgeschlagen werden.
Die Gemeinschaft sollte ihre Bestrebungen fortführen, nicht Sub-Standard-Schiffe von ihren Gewässern fern zu halten. Die Schiffsbetreiber müssen mehr Verantwortung tragen. Die Industrie tritt für klare Regeln ein, nach denen verantwortungslose Betreiber mit Sanktionen bis hin zum Betriebsverbot belegt werden können. Diese Maßnahme dürfte am Markt als Anreiz für Qualität und für Investitionen in bessere und sicherere Schiffe wirken.

Das System zur technischen Begutachtung von Schiffen soll transparenter, einheitlicher, wirksamer und unabhängiger werden. Vor allem müssen die Bedingungen überprüft werden, unter denen die Klassifikationsgesellschaften arbeiten, und es müssen alle Maßnahmen getroffen werden, die geeignet sind, die Wirksamkeit des Systems zu erhöhen. Die Unabhängigkeit der Klassifikationsgesellschaften von wirtschaftlichen Interessen ist eine Grundvoraussetzung für die Zuverlässigkeit des Systems. 

Für die Werften sollte ein weltweites Qualitätsbewertungssystem eingeführt werden, mit dem die Werften ermittelt und eingestuft werden könnten, die nach guter Industriepraxis verfahren und deren Schiffe alle sicherheitsrelevanten Anforderungen erfüllen und niedrige Instandhaltungskosten verursachen. Damit könnten den Reedern Anreize zur Erhöhung des Sicherheits- und Umweltschutzniveaus klarer vor Augen geführt werden.
9.
KÜSTEN SICHERN – Ein europäischer Zugang für
den Marineschiffbau
Der Schutz von rund 68.000 km europäischer Küstenlinie und angrenzenden Küstengewässern ist eine hoch anspruchsvolle Aufgabe mit zahlreichen Facetten. Ein Aspekt von zunehmender Bedeutung ist die Sicherung unserer Küsten gegenüber vom Menschen ausgehenden Bedrohungen, wie Schmuggel, illegale Migration, Piraterie, Terrorismus und Krieg.

Die für die maritime Überwachung und Sicherung zuständigen Marinen, Küstenwachen, Polizei- und Zollbehörden benötigen hochwertige Fahrzeuge und Ausrüstungen, die dem sich schnell fortentwickelnden Stand der Technik entsprechen, um steigenden Anforderungen gerecht werden zu können. Marinewerften und Zulieferer militärischer Komponenten für Überwachungsaufgaben sind wichtige Innovationsträger in einem von der Nachfrage der öffentlichen Hand bestimmten Markt.
Die Schaffung eines gemeinsamen europäischen Marktes für Rüstungsgüter und die Einrichtung der European Defence Agency sind wesentliche Voraussetzungen für eine gemeinsame Beschaffung, intensivierte Kooperation der Marineschiffbauindustrie und eine Konsolidierung der Branche, die die gute Weltmarktposition der Unternehmen weiter verbessern kann.
In Deutschland bestehen hierfür sehr gute Voraussetzungen, da ziviler und militärischer Schiffbau gemeinsam, privatwirtschaftlich aufgestellt sind und sich durch wechselseitigen Technologietransfer in idealer Weise ergänzen. High-Tech-Entwicklungen des Marineschiffbaus führen in Form von Materialien, Komponenten und Produktionsprozessen zur Steigerung der technischen Leistungsfähigkeit auch im Handelsschiffbau. Umgekehrt trägt der permanente Rationalisierungsdruck im Welthandelsschiffbau über Synergieeffekte dazu bei, kontinuierliche Produktivitätssteigerungen im Marineschiffbau zu realisieren.
10.
DATENBASIS VERVOLLSTÄNDIGEN – Instrumente bereitstellen für den Umgang mit den Ozeanen
Für eine integrierte Meerespolitik werden bessere und vollständigere Daten über die maritimen Tätigkeiten sowie über deren Auswirkungen benötigt, um bei konkurrierenden Nutzungen der Meere und Zielkonflikten zwischen Sektorpolitiken die richtigen Prioritätensetzungen vornehmen zu können. Zwar existieren zahlreiche Untersuchungen, die wichtige Kennzahlen und Informationen zu wirtschaftlichen, technischen und naturwissenschaftlichen Fragestellungen liefern, es bestehen jedoch große Probleme in Bezug auf die Vollständigkeit, Zuverlässigkeit, Aktualität und Konsistenz dieser Daten.
Die vorliegenden Studien zu Beschäftigung, Umsätzen, Marktpotenzialen und Ressourcen der maritimen Sektoren zeigen ein uneinheitliches Bild, das von Definitionsschwierigkeiten und Abgrenzungsprobleme geprägt ist. Um eine tragfähige und nachhaltige EU-Meerespolitik zu entwerfen ist es daher nicht ausreichend, nur zeitliche oder geographische Lücken zwischen existierenden Datenbeständen zu schließen.
Im Bereich der Wirtschaftsdaten ist es erforderlich, zunächst maritime Sektoren und Tätigkeiten einheitlich und klar zu definieren und die benötigten Kennziffern neu zu erheben. Dabei ist der Konsistenz Vorrang vor Menge und Detailliertheit einzuräumen, um zu vermeiden, dass knappe Mittel für neue, aber nicht bessere Daten investiert werden. Bei der Entscheidungsfindung über die maritime Datenbeschaffung ist stets zu prüfen, ob das bereits verfügbare Datenmaterial ausreicht, die prioritären Nutzungen und damit verbundenen Chancen und Risiken zu identifizieren.
Der Aufbau eines Systems zur Überwachung von Schiffsbewegungen wird vom VSM als nützlich erachtet, die Transportsicherheit im EU-Seeverkehr zu erhöhen und den führenden heimischen Herstellern von entsprechenden Systemen durch europäische Referenzprodukte neue Marktpotenziale im aufstrebenden Weltmarkt für Sicherheitstechnik zu eröffnen.
11.
FINANZIELLE RAHMENBEDINGUNGEN VERBESSERN –Entwicklung neuartiger Finanzierungs- und Bürgschaftskonzepte

Eine Werft, die einen Auftrag für einen Neubau oder einen größeren Umbau erhalten will, muss in der Regel auch die Finanzierung des Projekts anbieten können. Reedereien erwarten eine Finanzierung in Höhe von bis zu 80 % des Auftragswertes in der Währung ihrer Wahl (in der Regel US-Dollar). Üblicherweise übersteigt der Wert der jährlichen Produktion einer Werft den Unternehmenswert, und ein teilweise fertig gestelltes Schiff wird nicht zum Anlagevermögen gezählt. Der Auftragswert entfällt zum größeren Teil auf Zulieferer und nicht auf die Werft selbst, die Werft muss aber uneingeschränkt für den Gesamtauftrag haften. Die meisten Auftraggeber verlangen Bankbürgschaften für Anzahlungen, die sie während der Bauzeit leisten, was den Kapitalbedarf für die Projektfinanzierung weiter erhöht.

Zur Lösung ihrer Finanzierungsprobleme brauchen die europäischen Werften Bürgschaften zur Schließung der Lücke zwischen der geplanten Endfinanzierung und Hypothekendarlehen der Geschäftsbanken sowie Instrumente zur Absicherung von Wechselkursrisiken. Dabei müssen alle Förderinstrumente sich selbst tragen und transparent sein. Die vergebenen Mittel sollten dem Risiko angemessen und die Verwaltung der Förderinstrumente sollte effizient sein. Alle Maßnahmen müssen mit dem EU-Recht und den WTO- und OECD-Regelungen vereinbar sein.

Insbesondere die in Aussicht gestellte Einrichtung eines EU-Bürgschaftsfonds für die Bauzeitfinanzierung wäre ein wertvoller Beitrag für die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Werften, der mit dem Gemeinschaftsrecht und den Grundsätzen der OECD vereinbar ist und als selbst tragendes Garantieinstrument keinen zusätzlichen öffentlichen Finanzierungsbedarf hat. Dieser Fond sollte als zusätzliches Instrument zu bestehenden nationalen Systemen gestaltet werden.
12.
MEERESPOLITIK INTERNATIONAL GESTALTEN – Schaffung weltweit gleicher Wettbewerbsbedingungen in Schiffbau und Meerestechnik
Als grundlegende Voraussetzung für eine gute Marktposition benötigt die europäische Schiffbauindustrie wirksame, international anwendbare Handelsregeln, die weltweit gleiche Wettbewerbsbedingungen sicherstellen. Werften und Hersteller von meerestechnischen Ausrüstungen und Dienstleistungen leiden gleichermaßen unter marktverzerrenden Subventionen und anderen protektionistischen Maßnahmen, die die Unternehmen einem zerstörerischen Kostendruck aussetzen, den Marktzugang behindern und die Verbreitung von Sub-Standard-Produkten fördert und so die maritime Sicherheit und den marinen Umweltschutz gefährden.

Diese Entwicklung muss durch die Durchsetzung Anti-Dumping äquivalenter WTO-Regeln für den Schiffbau und die Offshore-Technik und den Abschluss eines Weltschiffbau-abkommens im Rahmen der OECD konsequent aufgehalten werden.
Leistungsfähigkeit und Sicherheit von Schiffen im internationalen Rahmen erhöhen
Die technischen Vorschriften für den Bau und die Ausrüstung von Schiffen sind international und greifen in nicht-funktionaler, beschreibender Weise weitgehend in das Design von Schiffen und zunehmend auch in die Bauprozesse auf Werften ein. Um weltweit gleiche Wettbewerbsbedingungen zur erreichen, muss daher die Weiterentwicklung technischer Standards international erfolgen und wo immer möglich in Richtung von zielorientierten und Risiko basierten Anforderungen entwickelt werden.

EU-Mitgliedstaaten sollten ihr politisches Gewicht im Schiffbau und in der Seeschifffahrt nutzen und neue Regelungen koordiniert im Rahmen der IMO vorantreiben. Dabei ist der zügigen Ratifizierung und Implementierung von IMO-Instrumenten durch die EU Vorrang vor eigener regionaler Vorschriftenentwicklung einzuräumen. Hierzu müssen EU-Verfahren entwickelt werden, die gleichermaßen eine koordinierte IMO-Arbeit der EU-Flaggenstaaten und eine schnelle und homogene Umsetzung von IMO-Beschlüssen in nationales Recht von EU-Mitgliedsstaaten ermöglichen. Ein koordiniertes Auftreten der Einzelstaaten in der IMO ist nicht durch eine Vertretung der europäischen Staaten durch die EU-Kommission ersetzbar.

Örtlich begrenzte, höhere Standards können zum Schutz besonders gefährdeter Seegebiete sinnvoll sein, sollten aber die Ausnahme bilden. Die europäische Meerespolitik darf nicht als Konkurrenz zu den Aufgaben der IMO angelegt werden, damit sie keine regionalen Sonderlasten darstellen, die zu Wettbewerbsnachteilen für den Standort Europa führen.
13.
ZUSAMMENFASSUNG – EU-Meerespolitik durch konkrete Projekte gestalten
In Übereinstimmung mit unseren Dachverbänden Community of European Shipyards’ Associations (CESA) und European Maritime Equipment Council (EMEC) begrüßt der VSM die Entwicklung einer integrativen EU-Meerespolitik, die dazu beitragen kann, durch einen sektorübergreifenden Ansatz zentrale Zukunftsfragen des maritimen Lebensraumes zu lösen und Impulse für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen maritimen Industrie zu setzen.
Voraussetzung hierfür ist ein konsequenter industriepolitischer Ansatz, der sich auf konkrete Projekte abstützt, die in enger Kooperation der Kommission mit der maritimen Wirtschaft durchgeführt werden. Ausgehend von der Initiative LeaderSHIP 2015 und den Beiträgen der maritimen Industrie im Rahmen dieses Konsultationsverfahrens sehen wir gemeinsamen Handlungsbedarf insbesondere auf folgenden Aktionsfeldern:
· Nachhaltige Nutzung der europäischen Meere für den Kurzstreckenseeverkehr (Meeresautobahnen),
· Schutz der europäischen Küsten durch maritime Überwachung und zivile Nutzung seegestützter militärischer Fähigkeiten,
· Stärkung des europäischen Einflusses in internationalen Organisationen, insbesondere IMO, OECD und WTO,
· Optimierung von Fertigung, Betrieb und Entsorgung ressourcenschonender Schiffe,
· Förderung von Aus- und Weiterbildung, Mobilität und Austausch von maritimen Fachkräften unter besonderer Berücksichtigung von Schiffbau und Meerestechnik,
· Intensivierung der Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation mit Relevanz für eine nachhaltige Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der maritimen Industrie,
· Erhebung bzw. Ergänzung sozio-ökonomischer Daten für Ausrichtung der EU-Meerespolitik auf Bereiche mit hohem wirtschaftlichen Potenzial,
· Entwicklung einer nachhaltigen Strategie zur Sicherung der Energieversorgung Europas,
· Einrichtung fortschrittlicher Finanzierungskonzepte für die Förderung prioritärer maritimer Aktivitäten.
Der VSM und seine Mitgliedsunternehmen sind bereit, Ihre Fachkompetenz in diese Projekte einzubringen und empfehlen die frühzeitige Einbeziehung von CESA und EMEC in entsprechende Initiativen der Europäischen Kommission und ihrer Generaldirektionen.
















2.1 Eine wettbewerbsfähige maritime Wirtschaft 


Wie kann die maritime Wirtschaft der EU wettbe-werbsfähig bleiben, auch unter Berücksichtigung der besonderen Situation der KMU?


Welche Mechanismen sind erforderlich, um künftig eine nachhaltige Entwicklung im Meeresbereich zu gewähr-leisten?











4.3 Die finanzielle Unter-stützung für die Küsten-regionen optimal nutzen


Wie können die Finanz-instrumente der EU am besten zur Verwirklichung der Ziele der Meerespolitik beitragen?


Werden bessere Daten über die Küstenregionen und die maritimen Tätigkeiten be-nötigt?


Wie sollte die Meerespolitik bei den Beratungen über den EU-Finanzrahmen berücksichtigt werden?








2.4 Innovation in einem sich wandelnden Umfelde


Welche Maßnahmen sollte die EU noch treffen um den Klimawandel in der Meeres-umwelt abzuschwächen?


Wie können innovative Offshore-Technologien für erneuerbare Energien geför-dert und verwirklicht wer-den? Wie kann die Energie-effizienz in der Schifffahrt verbessert und der Treib-stoff diversifiziert werden?








4.1 Daten für vielfältige Tätigkeiten


Wie sollte bei der Erstellung eines europäischen Meeres-atlasses vorgegangen werden?


Sollte für die Küstengewäs-ser der EU ein umfassendes Netz von bestehenden und künftigen Systemen zur Schiffsverfolgung aufgebaut werden? (…)





5.3 Internationale Regeln für globale Tätigkeiten


Wie kann die EU ihren Ein-fluss in internationalen mari-timen Gremien bestmöglich nutzen?


Wie kann die EU ihre Außenpolitik dafür einset-zen, einen gerechten Wett-bewerb für alle Beteiligten der maritimen Wirtschaft auf internationaler Ebene zu fördern (…)?





2.7 Der rechtliche Rahmen


Wie könnte der rechtliche Rahmen für die maritime Wirtschaft so verbessert werden, dass unbeabsich-tigte und kontraproduktive Auswirkungen auf meeres-politische Ziele vermieden werden?


Wie können EU-Sicherheits-vorschriften vereinfacht und gleichzeitig hohe Standards aufrechterhalten werden?


Welche weiteren Maßnah-men der EU sind erforder-lich, um die Probleme mit Billigflaggen in den Griff zu bekommen und Anreize für die Registrierung unter europäischen Flaggen zu geben?








2.6 Clustering


Wie können maritime Cluster dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit ins-besondere von KMU zu steigern, maritime Berufe attraktiver zu machen und ein Gefühl von maritimer Identität zu fördern?


Wie kann die EU Synergien zwischen miteinander ver-bundenen Sektoren för-dern?








2.5 Förderung maritimer Qualifikationen in Europa (…)


Was kann dagegen getan werden, dass immer weni-ger Europäer maritime Berufe ergreifen? Wie kann die Sicherheit und Attrak-tivität dieser Arbeitsplätze verbessert werden?


Wie kann die Qualität der Ausbildung (…) sicherge-stellt werden?











2.3 Wahrung der Spitzen-position in Forschung und Technologie


Wie kann eine europäische Meeresforschungsstrategie entwickelt werden, um wis-senschaftliche Kenntnisse zu vertiefen und neue Technologien zur fördern?


Sollte ein europäisches Meeresforschungsnetzwerk eingerichtet werden?


Wie lässt sich Wissen am besten in Einkommen und Beschäftigung verwandeln?








1. EINLEITUNG


Braucht die EU eine integrierte Meerespolitik?


Welchen Mehrwert kann die EU zu den zahlreichen bereits bestehenden natio-nalen, regionalen und privaten Initiativen im maritimen Bereich leisten?








2.2 Die Bedeutung der Meeresumwelt für die nach-haltige Nutzung unserer Meeresressourcen 


Wie kann die Meerespolitik zum Erhalt von Meeresres-sourcen und Meeresumwelt beitragen? Wie kann eine Meerespolitik die Ziele der thematischen Strategie für die Meeresumwelt fördern?


Wie kann die Risikoanalyse am besten zur Förderung der Seeverkehrsicherheit eingesetzt werden?








3.2 Anpassung an die in den Küstenzonen vorhandenen Risiken


Wie können unsere Küsten und Küstengewässer besser überwacht werden, um vom Menschen ausgehende Be-drohungen zu verhindern?
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